Vertragsmuster „Werkvertrag“

Vertrag[footnoteRef:1] [1: 	Der Titel verwendet die neutrale Bezeichnung „Vertrag“. Typologisch wird in der Regel ein Werkvertrag vorliegen, in Sonderkonstellationen – etwa bei besonderer Wertigkeit des Sediments – auch verbunden mit abbauvertragsähnlichen Elementen.] 

über die Räumung/Übernahme von Sedimentmaterial

abgeschlossen zwischen

[Rechtsträger];
in der Folge kurz „Auftraggeber“[footnoteRef:2] genannt, einerseits und [2: 	Bei Werkverträgen müsste es – nach der Begriffsverwendung des ABGB – „Besteller“ und „Unternehmer“ heißen. Da der Gesetzgeber des AWG 2002 bei den kritischen Übergabevorgängen von einer „Beauftragung“ spricht, werden hier die Termini „Auftraggeber“/„Auftragnehmer“ verwendet.] 


[Unternehmen],
in der Folge kurz „Auftragnehmer“ genannt, andererseits

wie folgt:

Präambel[footnoteRef:3] [3: 	Das gegenständliche Vertragsmuster nutzt die Präambel, um einige grundlegende Begriffe kurz einzuführen. Dies könnte natürlich auch in einem gesonderten Abschnitt unter Begriffsbestimmungen erfolgen.] 


Aufgrund von Elementarereignissen ist es im Einzugsgebiet des im Plan Beilage ./1 näher bezeichneten Wildbachs zu Verlagerungen von Sedimentmaterial auf mehrere Liegenschaften – unter anderem [zum Teil auf] das Grundstück…, in der Folge kurz „Bereich A“ genannt und im Plan Beilage ./1 rot schraffiert – gekommen.

Mit dem Begriff „Sedimentmaterial“ werden nachfolgend alle durch die Elementarereignisse [am …[footnoteRef:4]] auf den Bereich A verlagerten Gesteinsfragmente, organischen Komponenten sowie die durch die Massenbewegung miterfassten sonstigen Materialien bezeichnet. [4: 	Das auslösende Elementarereignis sollte zumindest zeitlich näher umschrieben werden, um den Bezug zur Abgabenbefreiung/Bestätigung der Gemeinde zu ermöglichen.] 


Die Räumung dieses Bereichs A einschließlich der dazu erforderlichen oder zweckmäßigen Vorbereitungs-, Untersuchungs- und Begleitmaßnahmen ist Gegenstand des vorliegenden Vertrags. Mit diesem erteilt der Auftraggeber dem Auftragnehmer den Auftrag, den Bereich A von Sedimentmaterial zu räumen und dieses Sedimentmaterial einer umweltgerechten Verwertung oder Beseitigung iSd § 15 Abs 5a AWG 2002 zuzuführen.

Zur näheren Regelung der für diese Arbeiten geltenden Bestimmungen und Bedingungen wird der folgende Vertrag abgeschlossen.

I.	Vertragsgegenstand; Leistungszeitraum

Gegenstand dieses Vertrages ist die Räumung und die nachfolgende umweltgerechte Verwertung oder Beseitigung des Sedimentmaterials, das im Bereich A infolge der oben genannten Elementarereignisse abgelagert wurde. Zu diesem Zweck beauftragt der Auftraggeber hiermit den Auftragnehmer, alle dafür erforderlichen[footnoteRef:5] Untersuchungen, Vorkehrungen, Leistungen und Arbeiten zeit- und fachgerecht sowie rechtskonform durchzuführen, insbesondere[footnoteRef:6] [5: 	Hier wurde bewusst eine möglichst weite Formulierung gewählt, weil der Untersuchungsaufwand und Geräteeinsatz an die lokal vorgefundenen Bedingungen angepasst werden muss. Die Erforderlichkeit bezieht auch den nachfolgenden Aspekt der zeit- und fachgerechten Erfüllung mit ein.]  [6: 	Die Aufzählung der einzelnen Arbeitsschritte ist – durch das einleitende Wort „insbesondere“ – als demonstrativ gekennzeichnet; allfällig weitere erforderliche (Zwischen-)Schritte sind durch diese Regelung mit umfasst. Sollten einzelne Schritte – etwa die Zwischenlagerung und Aussortierung verwertbarer Fraktionen – im Einzelfall nicht gewünscht sein, kann eine Streichung aus dieser Aufzählung erfolgen; darauf weist der Klammerausdruck hin.] 


[Nichtzutreffendes streichen]

das im Bereich A befindliche Sedimentmaterial zu sichten und aufgrund der dabei festgestellten Lage und Beschaffenheit die erforderlichen Geräte für Aushub, Verladung und weitere Behandlung festzulegen und einzusetzen;

das Sedimentmaterial auszuheben und – gegebenenfalls nach den dazu vor Ort erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen[footnoteRef:7] – aus dem Bereich A zu räumen und [7: 	§ 2 Abs 7 Z 4 AWG 2002 erwähnt – in Abgrenzung zur Lagerung oder Ablagerung – die Vorbereitung für den Weitertransport als gesonderte Kategorie; dies kann für eine spätere beitragsrechtliche Argumentation hilfreich sein.] 


· Variante A[footnoteRef:8]: zu verladen und abzutransportieren sowie umweltgerecht zu verwerten oder zu beseitigen; diese umweltgerechte Verwertung oder Beseitigung wird hiermit explizit beauftragt. Die Übergabe des Materials an den Auftragnehmer findet durch die Entnahme des Materials aus dem Bereich A seitens des Auftragnehmers entsprechend den Anweisungen des Auftraggebers statt. [8: 	In dieser Variante muss sichergestellt sein, dass der Auftragnehmer schon bei Beginn der Arbeiten über die erforderliche Erlaubnis gem § 24a AWG 2002 verfügt. Die Übergabe findet unmittelbar mit dem Aushub statt.] 


· Variante B[footnoteRef:9]: zu einem vom Auftraggeber bereitgestellten Arbeitsbereich (im Plan Beilage ./1 grün schraffiert)[footnoteRef:10] zu bringen, um dort die weiteren Dispositionen gemäß lit c, d, e zu treffen. [9: 	In dieser Variante muss sichergestellt werden, dass der Auftragnehmer zumindest bis zur Materialprüfung und Freigabe (zur Übernahme) über die erforderliche Erlaubnis gem § 24a AWG 2002 verfügt. In diesem Fall erfolgt die Übergabe nicht mit dem Aushub, sondern erst später nach abfallrechtlicher Analyse.]  [10: 	Alternativ: „vom Auftragnehmer selbst zur Verfügung gestellten, entsprechend geeigneten bzw genehmigten Arbeitsbereich“.] 


Fraktionen des Sedimentmaterials, die sich für wasserwirtschaftliche oder bautechnische Zwecke iSd § 3 Abs 1 Z 7 und 8 AWG 2002 eignen, unter Einsatz dafür erforderlicher, für den Einsatz an diesem Ort zulässiger Geräte zu trennen und zwischenzulagern und dem Auftraggeber zur Eigenverwertung zu überlassen;

das [nach Abtrennung der Materialfraktion gem lit c verbleibende] Sedimentmaterial nach abfallrechtlichen Gesichtspunkten zu analysieren und zu bestimmen und dem Auftraggeber nachzuweisen, dass der Auftragnehmer zur Sammlung und Behandlung dieser Abfälle berechtigt ist;

das Sedimentmaterial nach Freigabe durch den Auftraggeber im Rahmen der abfallrechtlichen Befugnis des Auftragnehmers zu übernehmen und umweltgerecht zu verwerten oder zu beseitigen; diese umweltgerechte Verwertung oder Beseitigung wird hiermit explizit beauftragt.[footnoteRef:11] [11: 	Der explizite Auftrag ist Voraussetzung für die Haftungsbefreiung nach § 15 Abs 5a AWG 2002.] 


Die in Abs 1 genannten Leistungen sind innerhalb folgenden Zeitrahmens zu erbringen:

1. Beginn der Arbeiten:
Zwischenziel(e):
Abschluss der Arbeiten (vollständige Räumung)

II.	Entgelt

1. Für die fach- und termingerechte sowie rechtskonforme Erbringung der Leistungen gemäß Punkt I wird folgendes Entgelt vereinbart: […]

Mit dem Entgelt gem Abs 1 sind alle Nebenleistungen, Untersuchungs- und Analysekosten, die mit den Leistungen gem Punkt I verbunden sind, mitabgegolten. In die Entgeltberechnung ist auch der Wert des wieder- oder weiterverwendbaren Materials eingeflossen.[footnoteRef:12] [12:  	Dieser Satz zielt auf Materialfraktionen ab, die einen Wert als Rohstoff oder Ersatzbaustoff haben. Mit dem Zusatz wird klargestellt, dass dafür kein gesondertes Entgelt mehr zu entrichten ist.] 


Im Entgelt ist auch ein allfälliger Altlastenbeitrag, der in Zusammenhang mit der Tätigkeit des Auftragnehmers fällig wird, enthalten. Ungeachtet dessen ist der Auftragnehmer verpflichtet, die Möglichkeiten der Beitragsbefreiung zu nutzen und dafür die Voraussetzungen und Nachweise sicherzustellen.[footnoteRef:13] [13:  	Grundsätzlich zielt der Vertrag darauf ab, dass die Möglichkeiten der Beitragsbefreiung genutzt werden. Sollte dennoch ein Beitrag anfallen, wird klargestellt, dass dieser mit dem Entgelt des Auftragnehmers abgegolten ist.] 


III.	Freigabe und Übergabe; Bedingung

1. Die Freigabe (Übergabe) des Sedimentmaterials gem Punkt I Abs 1 lit b (bei Variante A)/ e (bei Variante B)[footnoteRef:14] findet nur unter der ausdrücklichen Bedingung statt, dass zum Zeitpunkt der Übergabe/Übernahme die abfallrechtliche Berechtigung zur Sammlung und Behandlung des Sedimentmaterials rechtsgültig vorliegt. Dies wurde (bei Variante A) / wird (bei Variante B) dem Auftraggeber vor Übergabe nachgewiesen. Wird diese Bedingung nicht erfüllt, ist der Auftraggeber zur sofortigen Ersatzvornahme auf Kosten des Auftragnehmers berechtigt. [14:  	Zu den Varianten sh die Anmerkungen bei Pkt I Abs 1 lit b.] 


Der Auftragnehmer ist verpflichtet, jedweden Fall des Entzugs oder der Einschränkung der Bewilligung dem Auftraggeber unverzüglich zu melden[footnoteRef:15] [und zur Fortführung der vertraglichen Leistungen umgehend einen entsprechend Berechtigten auf eigene Kosten namhaft zu machen. Verabsäumt der Auftragnehmer dies, ist der Auftraggeber zur sofortigen Ersatzvornahme auf Kosten des Auftragnehmers berechtigt] / [alternativ: In diesem Fall ist der Auftraggeber zur sofortigen Ersatzvornahme auf Kosten des Auftragnehmers berechtigt]. [15:  	Für den Fall des nachträglichen Befugnisentzugs sind zwei alternative Regelungen vorgesehen: Entweder bekommt der Auftragnehmer die Möglichkeit, ein geeignetes Ersatzunternehmen seiner Wahl zu benennen, oder der Auftraggeber ist sofort zur Ersatzvornahme berechtigt.] 



IV.	Verpflichtungen des Auftragnehmers; Haftungsbefreiung des Auftraggebers

1. [bookmark: _GoBack]Der Auftragnehmer garantiert die sorgfältige, termin- und fachgerechte sowie rechtskonforme Erbringung der vertragsgegenständlichen Leistungen. Er ist insbesondere verpflichtet, alle Vorgaben nach Gesetzen und Verordnungen sowie nach dem Stand der Technik, insbesondere nach dem Bundesabfallwirtschaftsplan 2017 sowie den einschlägigen fachlichen Regelwerken einzuhalten. Für den Fall der Verarbeitung oder Verwendung von Aushubfraktionen hat er zudem sämtliche Verpflichtungen der Recycling-Baustoffverordnung zu erfüllen. Jedwede Vermischung mit Materialien entgegen § 15 Abs 2 AWG 2002 ist zu unterlassen. Gleichermaßen ist jede Vermengung mit Materialien, die Nachteile oder Abgabenrisiken in Zusammenhang mit dem Altlastensanierungsgesetz begründet, zu unterlassen.[footnoteRef:16] [16: 	Mit dieser Bestimmung wird sichergestellt, dass den Auftraggeber keine Altlastenrisiken wegen „Veranlassung“ einer beitragspflichtigen Tätigkeit treffen; sh dazu die einleitenden Ausführungen oben.] 


Der Auftragnehmer hat alle erforderlichen Erlaubnisse, Bewilligungen, Anzeigen nach allen anwendbaren Rechtsnormen für sämtliche vertragsgegenständliche Tätigkeiten, Standorte, Geräte aus Eigenem rechtzeitig einzuholen, aufrechtzuerhalten und einzuhalten.

Der Auftragnehmer ist weiters verpflichtet, sämtliche Aufzeichnungen und Massenermittlungen sowie sonstige Dokumentationen in einer Art und Weise zu führen, dass die Voraussetzungen einer Beitragsbefreiung gemäß den Bestimmungen des AlSAG, insbesondere gemäß § 3 Abs 4 AlSAG, erfüllt werden.

Im Fall eines Verstoßes gegen die Verpflichtungen dieses Vertrages ist der Auftraggeber zur sofortigen Vertragsaufhebung sowie Ersatzvornahme auf Kosten des Auftragnehmers berechtigt.

Für jedwede Rechtsfolgen und sonstigen Nachteile, die aus dem Verstoß gegen diese Verpflichtungen herrühren, haftet allein der Auftragnehmer. Dieser hat den Auftraggeber hinsichtlich jedweder Inanspruchnahme wegen vertragswidriger Verwendung des vertragsgegenständlichen Sedimentmaterials – sei es aus öffentlichrechtlichen, zivilrechtlichen oder abgabenrechtlichen Gründen – vollkommen schad- und klaglos zu halten.
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